Vorname, Nachname
Straße, Hausnummer 
42xxx  Wuppertal

Wuppertal, den xx.07.2014

Sozialamt/Grundsicherungsamt 
Friedrich-Engels-Allee 76
 42285 Wuppertal





Überprüfungsantrag nach §§ 37 S. 1 SGB I iVm § 44 Abs. 1 SGB X 
Aktz. xyz 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Bescheid vom xxx haben Sie meine/unsere Unterkunftskosten auf die in Wuppertal vom Sozialamt/Grundsicherungsträger festgesetzte Angemessenheitsgrenze von 4,85 EUR/qm reduziert. Demzufolge wurden ab dem xxx nicht mehr die tatsächlichen Unterkunftskosten übernommen. 
Die dahingehenden Bescheide sind nunmehr bestandskräftig, aber rechtswidrig.
Ich beantrage daher die Überprüfung der Bescheide von xxxx (längstens bis Jan. 2013) bis gegenwärtig. Rechtsgrundlage für die Überprüfung ist §§ 37 S. 1 SGB I iVm § 44 Abs. 1 SGB X.

Das Sozialgericht in Düsseldorf (SG Dü) hat in einer Reihe von Urteilen festgestellt, dass das Jobcenter Wuppertal nicht in der Lage ist ein sogenanntes „schlüssiges Konzept“ zur Ermittlung der angemessenen Unterkunftskosten in Wuppertal  vorzulegen. Wegen des Erkenntnisausfalls sind immer die tatsächlichen Unterkunftskosten zu übernehmen (BSG v. 22.03.2012 – B 4 AS 16/11 R). Diese werden lediglich begrenzt durch die Obergrenze, gebildet durch die einschlägigen Tabellenwerte nach dem WoGG mit einem 10 %gen Sicherungszuschlag (BSG v. 07.11.2006 - B 7b AS 18/06 R).

Das SG Dü ermittelt  den angemessenen Quadratmeterpreis nach seiner Rechtsprechung wie folgt:  auf den Mindestquadratmeterpreis für eine Wohnung mittlerer Ausstattung in mittlerer Wohnlage wird  30 % der Preisspanne zum höchsten Quadratmeterpreis aufgeschlagen. Für den Zeitraum bis zum 17.09.2012 gelten somit 5,52 € und für den Zeitraum ab 18.09.2012 haben somit 5,86 €/m² als angemessener  Quadratmeterpreis für Wuppertal zu gelten, so das SG Düsseldorf v.  01.10.2013 – S 41 AS 1050/10, SG Düsseldorf v. 15.01.2013 – S 18 AS 3613/12, SG Düsseldorf v. 17.07.2012 – S 18 (28,5) AS 51/08, SG Düsseldorf v. 25.09.2012 – S 18 AS 3529/11).

Dem zur Folge  war die Reduktion der Unterkunftskosten auf  xy €,  ausgehend von xy qm x 5,85 €  rechtswidrig. 

Die beantragte Überprüfung wird die Rechtswidrigkeit ergeben, für den genannten Zeitraum die Unterkunftskosten zu Unrecht gekürzt wurden. Die zu Unrecht gekürzten Gelder sind daher nachzuzahlen. 

Da im vorliegenden Fall, mir rechtswidrig Leistungen länger als sechs Monate nicht erbracht wurden, ist der Nachzahlbetrag ab Ende des ersten Monats der rechtswidrigen Nichterbringung mit 4 % zu verzinsen (§ 44 Abs. 1 SGB I).  Ich bitte die Verzinsungsregelung zu berücksichtigen. 

Auch möchte ich darauf hinweisen, dass nachzuzahlende Beträge nicht als Einkommen zu berücksichtigen sind (§ 82 Abs. 1 S. 1 SGB XII).   

Sollten Sie der Auffassung sein, dass dem Überprüfungsantrag nicht stattzugeben ist, bitte ich mit Hinweis auf § 35 Abs. 1 SGB X um eine entsprechende Begründung. 

Mit freundlichen Grüßen 
